
Kleine Anfrage
der Fraktion der CDU/CSU

Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in Deutschland

Vor knapp zwei Jahren, am 10. September 2020 ist erstmals ein Fall der Afrika-
nischen Schweinepest (ASP) in Deutschland aufgetreten. Die folgenden 
24 Monate stellen eine Zäsur für die Schweinehaltung in Deutschland dar – mit 
unbekannter Fortsetzung. Die ASP ist eine Viruserkrankung, die bei Haus-
schweinen und Wildschweinen auftritt und in der Regel tödlich verläuft. Für 
Menschen ist die ASP ungefährlich.
Mittlerweile gibt es in Deutschland rund 4 300 bestätigte Fälle, davon sieben 
bei gehaltenen Tieren (Stand: 10. August 2022, https://tsis.fli.de/Reports/Info.
aspx). Mit den Fällen in Emmendingen (Baden-Württemberg) und im Emsland 
(Niedersachsen) im Haustierbestand ist die ASP auch in Bundesländern mit 
größeren Schweinebeständen angekommen (https://www.baden-wuerttember
g.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/afrikanische-schweinepest-in-bade
n-wuerttemberg-1/; https://www.ml.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presse
mitteilungen/afrikanische-schweinepest-in-niedersachsen-nachgewiesen-21310
7.html). Überall dort, wo eine Restriktionszone im Rahmen eines ASP-Funds 
eingerichtet wird, bedeutet dies für die örtlichen Tierhalter, Jäger und für weite-
re Betroffene eine enorme Belastung. Gerade für Tierhalter ist die Situation oft 
existenziell bedrohlich. Zugleich sind die finanziellen Reserven der Tierhalter 
nach mehreren wirtschaftlich schwierigen Jahren ausgeschöpft.
Gleichwohl stehen die Schweinehalter in den Restriktionszonen aus Sicht der 
Fragesteller unter enormem Druck. Die Haltung der Tiere verursacht hohe be-
triebliche Kosten. Der Verkauf der Schweine, dort wo dieser denn stattfindet, 
ist bereits ohne die längere Mastdauer nicht kostendeckend (https://www.fa
z.net/agenturmeldungen/dpa/landvolk-fordert-entschaedigung-fuer-schweinepe
st-ausfaelle-18252762.html). Zwar haben einige Landwirte in der Restriktions-
zone eine Versicherung gegen die Afrikanische Schweinepest abgeschlossen, 
aber nicht alle. Insgesamt führt die Lage, in die die Landwirte unverschuldet 
geraten sind, zu enormen finanziellen wie auch psychologischen Belastungen.
Nach Auffassung der Fragesteller stellt sich in dieser schwierigen Phase die 
Frage, wie der heimischen Tierhaltung beigestanden werden kann, damit auch 
künftig ein verlässliches Angebot mit heimischen tierischen Erzeugnissen an 
der Ladentheke sichergestellt ist.
Nach Meinung der Fragesteller stellt sich die Frage, wie es künftig besser mög-
lich sein wird, Schlachter, Kühlhäuser und Verarbeiter zu finden, die bereit 
sind, hier einen Beitrag zum Tierschutz und zur Bewahrung wertvoller Res-
sourcen zu leisten. Zudem müssen Akteure, die bei der Bekämpfung der ASP 
mitwirken, nach Ansicht der Fragesteller gestärkt werden.
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Auch ist nach Einschätzung der Fragesteller zu erwarten, dass die ASP-Krise in 
Deutschland sich mittelfristig negativ verschärfend auf die nachgelagerten Be-
reiche der Lebensmittelindustrie auswirken wird. Jährlich werden beispielweise 
in der Milchindustrie über 1 Million Tonnen der sog. tierischen Nebenprodukte 
(z. B. Sauermolke) überwiegend als Futtermittel in die Schweinemast abgege-
ben. Gleiches gilt für viele pflanzliche Koppelprodukte (https://www.agrarheut
e.com/tier/studie-molke-viehfutter-541640).

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Schwarzwildpopula-

tion in Deutschland in den letzten zehn Jahren entwickelt, und welchen 
Einfluss hat die ASP nach Ansicht der Bundesregierung, insbesondere des 
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), auf die 
heutige sowie künftige Population?

 2. Unternimmt die Bundesregierung Bemühungen, damit zeitnah ein Impf-
stoff gegen die Afrikanische Schweinepest verfügbar ist, und wenn ja, wel-
che, und welche Haushaltsmittel des Bundes werden in den Jahren 2022 
bis 2024 für die Impfstoff-Entwicklung zur Verfügung gestellt?

 3. Welche Bemühungen unternimmt die Bundesregierung hinsichtlich der 
Aufklärung der Bevölkerung zur ASP-Prävention und hinsichtlich der Ver-
braucherinformation über die Ungefährlichkeit der ASP für den Menschen, 
und welche Haushaltsmittel des Bundes werden in den Jahren 2022 bis 
2024 hierfür zur Verfügung gestellt?

 4. Welche ASP-Testkapazitäten gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung 
in Deutschland, und gibt es eine Konkurrenz zu Corona-Testkapazitäten?

 5. Unterstützt der Bund die Länder oder private Anbieter beim Ausbau von 
ASP-Testkapazitäten, und wenn ja, wie?

 6. Wird die Bundesregierung, insbesondere das Bundeslandwirtschaftsminis-
terium dazu beitragen, dass eine Verwertung der in den Restriktionszonen 
geschlachteten Tiere im Hinblick auf Schlachtung, Verarbeitung, mögliche 
Lagerung inklusive Kühlhäuser sowie den Absatz der wenigen möglichen 
Erzeugnisse weiter verbessert wird, und wenn ja, wie?
Liegen der Bundesregierung hierzu Erfahrungen aus anderen EU-
Mitgliedstaaten vor, und wenn ja, welche?

 7. Prüft die Bundesregierung Möglichkeiten, um eine Schlachtung schlacht-
reifer Tiere und die Verwertung des Fleisches anzuordnen oder zu fördern, 
und wenn ja, wann wird die Prüfung abgeschlossen sein?

 8. Hat das BMEL ein Krisenkonzept, das ein Vermarktungskonzept mit Kos-
tentragungspflicht enthält, für die ASP vor dem Hintergrund vorbereitet, 
dass die nationale Verordnung zur klassischen Schweinepest ein solches 
vorsieht, und falls ja, was wird in dem Konzept vorgesehen sein?
Falls nein, wie stellt sich die Bundesregierung, insbesondere das BMEL, 
die Vermeidung von Tierschutzproblemen in Restriktionszonen vor, wenn 
die Tiere keine Abnehmer finden, weil die daraus herzustellenden Produk-
te nicht marktfähig sind?

 9. Liegen der Bundesregierung Informationen aus anderen EU-Mitglied-
staaten im Hinblick auf die Vermarktung und Kostentragungspflicht für 
Schweine aus ASP-Regionen vor, und wenn ja, welche?
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10. Wie begründet die Europäische Kommission gegenüber der Bundesregie-
rung die beim ASP-Ausbruchsfall im Landkreis Emsland festgelegte Zeit 
der Restriktionszone von 100 Tagen, und welche Maßnahmen hat das 
BMEL bisher unternommen, um diese zu reduzieren (https://www.sueddeu
tsche.de/wirtschaft/agrar-berlin-oezdemir-moechte-fristverkuerzung-bei-sc
hweinepestregion-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-220824-99-49
8795)?
Hat die Europäische Kommission auch eine Begründung für die Ungleich-
behandlung gegenüber der gewährten Fristverkürzung beim ASP-Fall in 
Mecklenburg-Vorpommern angegeben, und wenn ja, welche?

11. Welche Maßnahmen hat das BMEL bisher unterstützend zu den Ländern 
unternommen, um auf europäischer Ebene eine Verkürzung der Dauer der 
Sperrzonen (zzt. in der Regel drei Monate) in Baden-Württemberg und in 
Niedersachsen zu erreichen und damit einem aus Sicht der Fragesteller 
tierschutzwidrigen Zustand in den Ställen durch übergroße Mastschweine 
entgegenzuwirken?

12. Wie steht die Bundesregierung, insbesondere das BMEL, zu Überlegungen 
der Fragesteller, dass die Dauer der Sperrzone dem Subsidiaritätsprinzip 
folgend von den Behörden vor Ort festgelegt werden sollte?

13. Liegen der Bundesregierung Kenntnisse darüber vor, wofür Italien plant, 
die finanzielle Unterstützung von Betrieben, die in Gemeinden liegen, wel-
che von den Beschränkungen der Verbringung von Tieren und der Ver-
marktung von Folgeprodukten betroffen sind und hierdurch wirtschaftliche 
Verluste erleiden, genau einzusetzen, und wenn ja, welche?
Plant die Bundesregierung, insbesondere das BMEL, eine vergleichbare 
Unterstützung (https://www.schweine.net/news/italien-staatliche-hilfen-fu
er-asp-schaeden-isn-au.html)?

14. Wie steht die Bundesregierung, insbesondere das BMEL, zu der Möglich-
keit, schweinehaltende Betriebe in der Restriktionszone in existenziell be-
drohlichen Situationen zu unterstützen, und wie können nach Ansicht der 
Bundesregierung, insbesondere des BMEL, Entlastungen für die Betriebe 
geschaffen werden?

15. Ist das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) personell wie finanziell auf den 
Fall vorbereitet, dass zeitgleich mehrere ASP-Fälle in Haustierbeständen 
auftreten, und welche Haushaltsmittel des Bundes werden in den Jahren 
2022 bis 2024 für die Arbeit des FLI in diesem Zusammenhang zur Verfü-
gung gestellt?

16. Wie stellt das BMEL gemeinsam mit dem Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur sicher, dass die an den Autobahnen vorgenom-
menen notwendigen Absperrmaßnahmen sowie die Sicherung von Müll-
eimern auf Rastplätzen auch künftig stetig kontrolliert werden?

17. Wie ist der Stand der Zäunung noch ungesicherter Abschnitte der wich-
tigsten Autobahnen als zusätzliche Wildschwein-Barriere?
a) Wie viele Kilometer der Autobahnen sind noch zu sichern?
b) Bis wann soll dieser Vorgang abgeschlossen werden?
c) Wie wird sichergestellt, dass die Zäunung regelmäßig überprüft und 

notfalls wieder instand gesetzt wird?
d) Wie viele EU-Mittel, Bundes- und Landesmittel sind bisher in die Fi-

nanzierung von Zaunbaumaßnahmen geflossen (bitte nach EU-Mitteln, 
Bundes- und Landesmitteln separat auflisten)?
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e) Wie viele Kilometer Zaun wurden bisher zur ASP-Abwehr errichtet?
f) Wie unterstützt der Bund die Länder bei den Tierseuchenbekämpfungs-

maßnahmen, darunter auch dem Zaunbau?
g) Wie viele Kilometer Zaun sollen in den kommenden zwölf Monaten er-

richtet werden?
h) Wie viele Kilometer Zaun werden vom Bund sowie nach Kenntnis der 

Bundesregierung von den Bundesländern gelagert?
i) Gibt es Maßnahmen oder Pläne der Bundesregierung, die Verbreitung 

der ASP in dichtbesiedelten – und daher nicht bejagbaren – Gebieten, 
insbesondere Berlin, zu verhindern?

18. Wie erfolgreich war das Werben des BMEL bei den zuständigen Bundes-
ministerien für den Einsatz des Technischen Hilfswerks (THW) und der 
Bundeswehr zur Unterstützung in den betroffenen Ländern, z. B. für die 
Fallwildsuche?
a) Welche Maßnahmen wurden bisher vom THW und von der Bundes-

wehr übernommen, wie viele Personen waren beteiligt und wie viele 
Personalstunden sind hierbei angefallen?

b) Fand eine Honorierung des Engagements des THW sowie der Bundes-
wehr statt?

19. Wann hat die Hausleitung des BMEL an Sitzungen des Zentralen Krisen-
stabes Tierseuchen seit der Regierungsbildung im Dezember 2021 teilge-
nommen?

20. Wann war bisher das EUVET-Team, also das europäische Veterinär-
Notfallteam, anlässlich der ASP in Deutschland vor Ort (bitte einzeln auf-
listen)?

21. Wie schätzt die Bundesregierung, insbesondere das BMEL, die Auswir-
kungen der ASP auf die Zahl der heimischen Schweinehalter ein?

22. Welche konkreten Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest wurden im Rahmen des Antrittsbesuchs des Bundesminis-
ters für Ernährung und Landwirtschaft Cem Özdemir beim polnischen Mi-
nister für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung Henryk Kowalczyk 
und in der Folgezeit konkret zwischen Deutschland und Polen vereinbart, 
und wie ist der Umsetzungsstand der Maßnahmen?

23. Wie steht die Bundesregierung zu möglichen Erleichterungen für Vermark-
tungsketten von Fleisch aus ASP-Restriktionszonen, bei denen sicherge-
stellt ist, dass die Tiere ASP-frei sind, innerhalb einer Kette geschlachtet, 
gekühlt und vermarktet werden und die Vermarktung ausschließlich in 
Deutschland und erst nach Aufheben der Restriktionszone erfolgt?

24. Setzt sich die Bundesregierung, insbesondere das Bundeslandwirtschafts-
ministerium, bei der EU für angemessene, effektive Regelungen ein, die 
auf wissenschaftlichen Erkenntnissen und praktischen Erfahrungen beru-
hen, insbesondere hinsichtlich einer Verkürzung der Dauer der Sperrzonen 
gemäß Artikel 39 i. V. m. Anhang X (15 Tage) und Artikel 55 i. V. m. An-
hang XI (30 Tage) der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687, und wenn 
ja, wie?
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25. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung der Fragesteller, dass es ein 
Problem darstelle, dass gerade in der Schweinemast viele Nebenprodukte 
aus der Ernährungswirtschaft, insbesondere auch aus dem Bereich der 
pflanzlichen Nahrungsmittelherstellung, verwertet werden und ein ASP-
Fall zur Störung der Lieferketten führen kann (https://www.handelsblat
t.com/politik/deutschland/afrikanische-schweinepest-landwirtschaftsminist
erium-stoppt-schweinefleisch-exporte-ins-eu-ausland-preis-bricht-ein/261
80636.html), und wenn ja, wie bereitet sie sich auf einen solchen Fall vor 
(z. B. Erleichterungen bei Weiterverwertung der Nebenprodukte in Biogas-
anlagen oder düngerechtliche Änderungen)?

Berlin, den 22. August 2022

Friedrich Merz, Alexander Dobrindt und Fraktion
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